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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. begrüßt die Tatsache, dass der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) auch im zweiten 

Haushaltsjahr seines Bestehens seinen Haushaltsplan ausgeführt hat, ohne dass der 

Rechnungshof wesentliche Fehler ermittelte, und dass die meisten der im letztjährigen 

Bericht im Zuge der Errichtung des Dienstes ermittelten Probleme nicht wieder auftraten; 

2. hat nach wie vor Bedenken wegen der unverhältnismäßig hohen Zahl hochrangiger Stellen 

im EAD und des fortbestehenden Ungleichgewichts in der Personalausstattung; stellt fest, 

dass insbesondere Frauen in Spitzenpositionen im EAD unterrepräsentiert sind, und 

fordert die HR/VP auf, die Gleichstellung der Geschlechter zu verbessern; fordert die 

HR/VP außerdem auf, mehr auf die Herstellung eines geografischen Gleichgewichts bei 

der Einstellung, auch in Bezug auf hochrangige Stellen, zu achten; betont, dass die 

Kompetenz in außenpolitischen Fragen das Hauptkriterium für 

Einstellungsentscheidungen bleiben muss; fordert, dass der EAD eine kohärente 

Personalpolitik entwickelt, mit der diese Ziele erreichen werden können; 

3. verweist auf seine Forderung nach einer Personalpolitik in den EU-Delegationen, die die 

politischen Prioritäten der Europäischen Union in einer bestimmten Region und die für die 

Reaktion auf Krisen geforderte Flexibilität berücksichtigt; fordert den EAD und die 

Kommission auf, sich auf einen gemeinsamen Ansatz in Bezug auf Delegationsmitarbeiter 

und eine Aufgabenverteilung gemäß diesen Grundsätzen zu verständigen und eine 

angemessene Koordinierung zwischen den Diensten sicherzustellen, um die Kohärenz der 

Politik der EU zu stärken und zu Synergien im Haushaltsbereich beizutragen; 

4. fordert die Kommission auf, eine Lösung für die Verwaltung der administrativen 

Ausgaben in den EU-Delegationen vorzuschlagen, um die Verwaltungslasten für die 

Delegationsleiter, insbesondere in kleineren Delegationen, zu verringern, indem eine 

Weiterübertragung von Befugnissen auch an Kommissionsmitarbeiter ermöglicht wird, 

und zwar im Einklang mit dem Bericht des Parlaments über die Überprüfung der 

Organisation und der Arbeitsweise des EAD 2013; 

5. bekräftigt, wie wichtig weitere Bemühungen um langfristige Einsparungen und Synergien, 

sowohl zwischen EAD und Kommission als auch mit den Mitgliedstaaten sind, um in 

Zeiten haushaltspolitischer Zurückhaltung die Nachhaltigkeit des EAD-Haushalts 

sicherzustellen; 

6. betont, dass Skaleneinsparungen genutzt werden müssen, die durch Synergien zwischen 

EAD-Delegationen, Zentrale und diplomatischen Diensten der Mitgliedstaaten möglich 

würden; fordert daher eine maximale Nutzung der Chancen für gemeinsame Standorte und 

Bereitstellung von Dienstleistungen; weist allerdings darauf hin, dass die Mitgliedstaaten 

ihren fairen Anteil an den Kosten im Zusammenhang mit einer solchen gemeinsamen 

Nutzung von Standorten und Dienstleistungen übernehmen sollten; 
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7. bekräftigt seine Forderung nach Einsparungen bei den Reisekosten durch innovative 

Lösungen in den Bereichen Fortbildung und Einstellungsgespräche, z. B. durch die 

verstärkte Nutzung von Videokonferenzen; 

8. verweist auf die dringende Notwendigkeit, die Fähigkeit des EAD und der EU-

Delegationen zu ihrem Schutz vor Spionageaktivitäten seitens Drittländern zu stärken, 

auch durch die Verbesserung der Sicherheit ihrer EDV-Netze und den Aufbau sicherer 

Kommunikationssysteme, und fordert, dass unverzüglich eine Einschätzung des damit 

verbundenen Mittelbedarfs vorgenommen wird; 

9. betont im Zusammenhang mit dem Assoziationsabkommen EU-Mittelamerika, dass die 

Europäische Union eine Delegation in Panama einrichten muss, einem wichtigen Partner 

und dem einzigen Land in der Region ohne eigene Delegation, und fordert den EAD wie 

bereits im Vorjahr auf, möglichst rasch entsprechende Schritte einzuleiten; 

10. vermerkt die Probleme, die der Rechnungshof bezüglich der Verwaltung der 

Sozialleistungen ermittelt hat, und fordert den EAD auf, alle Empfehlungen umzusetzen; 

begrüßt die bisher vom EAD unternommenen Schritte und ermutigt ihn, die Einleitung 

seines neuen Programms im Hinblick darauf zu beschleunigen; 

11. verweist erneut auf die Notwendigkeit, für lokale Bedienstete in Delegationen vor ihrer 

Einstellung eine umfassende Sicherheitsprüfung zu gewährleisten. 
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